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*
Der Verkehr mit Erploſipſtoffen .

1. Reichsſtrafgeſetzbuch .
§ 367 . Mit Geldſtrafe bis zu 150 Mk . oder mit

Haft wird beſtraft :
4 . wer ohne die vorgeſchriebene Erlaubnis ! ) Schießpulver

oder andere explodierende Stoffe oder Feuerwerke zu —
bereitet ;

5. wer bei der Aufbewahrung oder bei der Beförderung
von Giftwaren , Schießpulver oder Feuerwerken , oder

bei der Aufbewahrung , Beförderung , Verausgabung
oder Verwendung von Sprengſtoffen oder anderen
explodierenden Stoffen oder bei Ausübung der Befugnis
zur Zubereitung oder Feilhaltung dieſer Gegenſtände ,
ſowie der Arzneien die deshalb ergangenen Verord —

nungen nicht befolgt ;
ö5a. wer bei Verſendung oder Beförderung von leicht

entzündlichen oder ätzenden Gegenſtänden durch die

Poſt die deshalb ergangenen Verordnungen nicht befolgt .
2 . Reichsgeſetz gegen den verbrecheriſchen und

gemeingefährlichen Gebrauch von Sprengſtoffen
vom 9 . Juni 1884 .

§ 1. Die Herſtellung , der Vertrieb und der Beſitz von

Sprengſtoffen , ſowie die Einführung derſelben aus dem Aus —
lande iſt unbeſchadet der beſtehenden ſonſtigen Beſchränkungen
nur mit polizeilicher Genehmigung zuläſſig .

Wer ſich mit der Herſtellung oder dem Vertriebe von
Sprengſtoffen befaßt , hat ein Regiſter zu führen , aus welchem

1 ) Die Gewerbeordnung hat Schießpulverfabriken , Anlagen zur
Feuerwerkerei und zur Bereitung von Zündſtoffen aller Art unter
die Anlagen aufgenommen , welche gemäß § 16 nur mit polizeilicher
Genehmigung errichtet werden dürfen ; das Geſetz hat übrigens nur
die Errichtung von beſonderen Anlagen , Veranſtaltung zur an⸗
dauernden Zubereitung größerer Mengen im Auge , die gelegentliche
Zubereitung kleinerer Quantitäten von Schießpulver iſt dagegen
nicht von einer Erlaubnis abhängig gemacht und Jedermann geſtattet .
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r Verkehr mit Exploſivpſtoffen

Inſoweit Sprengſtoffe zum eigenen Geh brauch durch
Reichs⸗ oder Landes behörden von der zuſtändigen Verwaltung
hergeſte beſeſſen , ein gefführt oder vertrieben werden , bleiben
die Vorſchriften des erſten und zweiten Abſatzes ebenfalls

§ 2. Die Zentralbehörden der Bundesſtaaten erlaſſen

zur Ausführung der Vorſchriften in dem § 1 Abſatz 1
und 2, ſowie in dem § 15 erforderlichen näheren Anord —

nungen und beſtinmen bie Behörden , welche über die Geſuche
um Geſtattung der Herſtellung , des Vertriebs , des Beſitzes

D

der Einführung von Sprengſtoffen ſcheidung zi
treffen haben

8 Gega fügung iſt m Die
B e A inerhalb 14 Tagen zu

Wirkung .
8 4 Die Erteili U § 1 Abſ .1 erforderlichen

Erlaubnis erfolgt in widerruflicher Weiſe Wegen der
Beſchwerde gegen di ihme gilt die Vorſchrift des
§ 3 des gegenwärtigen Geſetzes

§8S 5 —8 enthalten Strafbeſtimmungen gegen den Miß
brauch von Sprengſtoffen zu verbrecheriſchen Zwecken ( ſämt

144 N „ ＋ 8 Faul

n ſten Abſatz des
8 0

hf. N

halten , zu verkaufen , oder ſonſt an u ül od
5wer im Beſitze derartiger Stoffe betroffern wird , ohne polizei iliche

Erlaubnis hierzu Wüs Wiſkit zu können , iſt mit Gefängnis
von 3 Monaten bis zu 2 Jahren zu beſtrafen .

Gleicher Straf verfällt, wer die Vorſchriften des § 1
Abſatz 2, die von den Zentralbehörden in Gemäßheit des
8 2 etroff nen Anordnungen oder die bereits beſtehenden
oder noch zu erlaſſenden ſonſtigen polizeilichen Beſtimmungen
über . Verkehr mit Sprengſtoffen , auf welche § 1 Abſ . 1
Anwendung findet , übertritt .

§ 10 bedroht die öffentliche Aufforderung zu d
§ 8 5 und 6bezeichneten Handlungen und Ahnliches mit
Zuchthaus .



248 Des Verkehr mit Exploſivſtoffen

§ 11. In den Fällen der 88 5, 6, 7, 8 und 10 kann
auf Zulaäſſigkeit von

Polizeiaufſicht erkannt werden . In den
Fällen der 88 7 , und in dem Falle einer Anwen —
dung der Straf i

des §9 iſt auf Einziehung der
N
brauchten oder beſtimmten

d
Verurteilten vor

prengſtoffen zu erkennen , ohne

zur Zubereitung
Gegenſtände , f
gefundenen !

Unterſchied , ob dem Verurteilten gehören oder nicht .
§S5 12 und 13 enthalten Zuſätze zu den 88 5 —8 und

10 ſowie Übergangsbeſtimmungen .

BoſitBeſfitze

3 . Vollzugsverordnung des Miniſteriums des
Innern zu vorſtehendem Geſetz vom 1. Sept . 1884

( Geſetz⸗ und Verordnungsblatt Seite 398 )in der durch Verordnung vom 17. Juni 1887 ( Geſetz
nungsblatt Seite 128) bewirkten Faſſung .

und Verord⸗

E2A◻¹1. Wer vom 11 . September d. J . an Sprengſtoffe
herzuſtellen , zu vertreiben , in Beſitz zu nehmen oder aus dem
Auslande einzuführen be bſichtigt , hat zuvor die Genehmi —
gung des Bezirksamts einzuholen , in deſſen Bezirk die Her
ſtellung , der Vertrieb , die Lagerung oder Verwendung der
Sprengſtoffe ſtattfinden ſoll Erſtreckt ſich die betreffende
Tätigkeit über mehrere Amtsbezirke , ſo iſt die Genehmigungeines jeden beteiligten Bezirksamtes hinſichtlich der in ſeinem
Bezirke beabſichtigten Tätigkeit erforderlich.

Das Geſuch , welches ſchriftlich einzureichen iſt , muß die
Namen und Sorten der betreffenden Sprengſtoffe zwarin der Art , daß die Beſchaffenheit der Sprengſtoffe erkannt
werden kann, die Angabe der größten G wichtsmenge , bis zuwelcher die gleichzeitige Lagerung bezw . Verwendung der

Sprengſtoffe beabſichtigt wird , ſowie die Bezeichnung des
Ortes enthalten , an welchem die Herſtellung , Lagerung oder
Verwendung ſtattfinden foll . Soweit die Errichtung einer
gewerblichen Anlage zur Herſtellung von Sprengſtoffen in

1 1

Frage ſteht , kommt , ſofern das Bezirksamt die nachgeſuchte
Genehmigung zu erteilen beabſichtigt , außerdem die Vor⸗
ſchrift des

vom 1.

8 § 16 der deutſchen Gewerbeordnung in der Faſſung
Ju ili 1883 zur Anwendung .)
Seite 128 .
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